
Anlage zun Beschluß Nr. 211 von 17.03.2003

Satzung für die öffentliche E ntwässeru ngsan lage der Gemeinde
lrlbach

(Entwässerun gssatzun g_EWS)

Auf Grund von Art. 23,24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 der cemeinCeordnung für den Frei-
staat Bayern und Art. 41 b Abs. 2 Satz 1 des Bayer. Wassergesetzes erläßt die cemeinde
lrlbach folgende Saizung

sl
Offen iche Einrichtung

(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwassefbeseitigung nach dleser Satzung eine
Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung.

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt dje Gemeinde

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde gehören auch die jm öffenfllchen
Siraßengrund ljegenden Grundstücksanschlüsse bis zur Grenze der
anzuschließenden Grundstücke.

s2
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer

(1) Grundstück imSinne dieser Salzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigenlum desselben Eigentümers, das eine selb-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke
oder Teile von GrundstLlcken im Sinne des Grundbuchrechts handell. Soweit rechtllch
verbindliche planerische Vorstell!ngen vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen,

(2) Die in dieser Satzung für die Grundsi{lckseigentümef erlassenen Vorschriften gelien
auch für Erbbauberechtigte oder ähnllch zuf Nutzung eines crundstücks dinglich Be-
rechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie
haften als Gesamtschuldner.

s3
Begriffsbestimmungen

lm Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, Iandwirtschaftlichen oder sonsti-
gen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verändert ist oder das von
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließt.
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht fUr das in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallende Abwassef, einschließlich Jauche und G0lle, das dazu bestimmt ist, auf landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebrachi zu werden; r]icht
zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwassef.

Kanäle sind Mjschwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle ein.
schließlich der Sonderbauwerke wie z,B. Regenrückhaltebecken, Pumpwerke, Regen-



übefläufg.

Schmuizwasserkanäle dlsnen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser.

l\4ischwasserkanäJe sind zuf Auinahrne von Niederschlags. und Schmutzwassef besiimmt,

Regenwasseftanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser,

Sammelkläranlage isi eine Anlage zur Reinigung des in Cen Kanälen gesammelten Abwas-
sers einschließlich der Ableitung zum Gewässer.

Grundstücksanschlüsse (Anschlußkanäle) sind die Leilungen vom Kanal bLs zum Kontfoll-
schacht.

Grufdstücksentwässerungsanlagen sind die Einrlchtungen eines Gfundstücks, die dem Ab-
leiten des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts.

l\4eßschacht ist eine Einrlchtung filr die I\lessung des Abwasserabflusses und für die Ent-
nahme von Abwasserproben.

s4
Anschluß- und Benutsungsrecht

(1) Jeder Grundstücßeigentümer kann verlangen, daß sein Grundstilck nach lvlaßgabe
dieser Satzung an die öffeniliche Enh^/ässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist
berechtigt, nach Maßgabe der SS 14 bis 17 alles Abwasser in die öfientliche Entwässe-
n .Ä..nlrÄ6 6ii7' 'laiftn

(2) Das Anschluß- und Benulzungsrecht erstreckt sich nur auf sold,re Grundstücke, die
durch einen Kanal erschlossen werden. Die Grundstuckseigentilmer können
unbeschadet weitergehender bundes- und jandesgesetzlichef Vorschdften njcht
verlangen, daß neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert wgrden.
Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde.

(3) Ein Anschluß- und B€nutzungsrecht besteht nlcht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nlcht ohne weiteres von

der öffentlichen Entwässerungsanlage obemommen werden kann und bes-
ser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt,

2. solange elne Übemahme des Abwassers technisch oder wegen des unver
hältnismäßlg hohen Aufi/r'ands nicht möglich ,st.

(4) Die Gemeinde kann den Anschluß und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte
Eehandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Woht der Alläemeinheit
nicht beeinträchtigt.

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein BenuEungsrecht nicht, soweit eine
Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswassef ordnungsgemäß
möglich ist. Die Gemeinde kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die
Ableitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.
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s5
A.nschluß. und Benutzungszwang

Die zum Afschluß Berechtigten (S 4) sind verpflichtet, bebaufe Grundsiücke an dje
öfientliche Enhvässerungsanlage anzuschließen (Anschlußzwang). Ein Anschlußzwang
besteht nicht, wenn der Anschluß rechflich oder tatsächlich unmöglich ist.

Die zum Anschluß Berechtigien (S 4) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an
die öffeniliche Entwässerungsanlage anzuschließen, wenn Abwasser anfälJt.

Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung
Abwasser anfallen kann, dauernd oder vorübefgehend vorhanden sind.

Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung def Abwassereinieitung nach lvlenge
oder Beschaffenhelt zur Folge haben können, muß der Anschluß vor der Schlußab-
nahme des Baues hefgestellt sein. in allen andefen Fällen ist der Anschluß nach
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten Frist her-
zuste,len,

Auf Grundstücken, die an der öffentlichen Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist
im Umfang des Benutzungsrechts alles Abwasser in die öffentliche
Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die
Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen
der Gemeinde die dafür erfordediche Uberwachunq zu dulden-

s6
Befreiung von Anschluß- und Benukungszwang

Von def Verpflichtung zum Anschluß oder zur Benutzung wlrd auf Antrag ganz oder
zum Teil befreit, wenn der Anschluß oder die Benutzung aus besonderän Gründen
auch unteI Berücksichtigung der Edordernisse des Gemeinwohls njcht zumutbar ist.
Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schrif ich bei der Gemeinde ein_
zurelchen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Wideffufsvorbehalt er-
teilt werden.

s7
Sondervereinbarung6n

lst der Eigentümer nicht zum Anschluß berechtigt oder verpflichtet, so kann die ce-
meinde durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis b€gründen. Für die_
se gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung
entsprechend. Ausnahrnsweise kann ln der Sondervereinbarung Abweichendes be_
stimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

s8
Grundstücksanschluß

Die Grundstücksanschlüsse werden von der Gemejnde hergestellt, angeschafft, ver-
bessert, erneuert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die c;meinde ka;n, soweit die
Grundstücksanschlüsse nicht nach S 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage
sind, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen, daß der Grundstückseigentümer den
Grundstücksanschluß ganz oder teilweise herstellt, anschafft, verbessert, lrneuert, ver-
ändert, beseitigt und unterhält. Die SS 10 und 12 gelten entsprechend.

Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Fithrung der GrundstijcksanschlLjsse.
Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Beqründete Wünsche
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der Grundstückseigentümer werden dabei nach Möglichkejt berücksichtigt.

Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die ötfentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen oder anzuschließen ist, muß die Verlegung von Grundstücksanschlüssen,
den Einbau von Schächten, Schiebern, Meßeinrichtungen und dergleichen und von
Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, sowelt
diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitjgung des auf seinem Grundstück
anfallenden Abwassers erforderiich sind.

ss
Grundstücksentwässerungsanlage

Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist
vorher vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu
vercehen, die nach den anerkannten Regeln der Abwassertechnik herzustellen, zu be-
treiben, zu unteftalten und zu ändern ist.

Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mii einer Grundstückskläranlage zu ver-
sehen, wenn das Abwassef keiner Sanmelkläranlage zugeführt wird. Die Grundstrlcks-
kläranlage ist auf dem anzuschließenden Grundstück zu erstellen; sie ist Bestandteil
der Grundstücksentlvässerungsanlage.

Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. Die
Gemeinde kann verlangen, daß an Stelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Meß-
schacht zu erstellen ist.

Besleht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Gemeinde vom Grundstücks-
eigentümer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Ent'/väs-
serung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße
Beseitigung der Abwässer bel einef den Regeln der Technik entsprechenden Planung
und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist.

Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder Anschluß-
nehmer selbst zu schützen.

Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich
geeignete Unternehmer ausgeführt werden.

s 10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hefgestellt oder geändert wird, sind der
Gereinde folgelde Unterlagen in doppelte. Fertigung einzureiche'r:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstückes im lvaßstab '1 : 1.000,

b) Grundriß- und Flächenpläne im l\4aßstab 1 : 100, aus denen der Verlauf der Lei-
tungen und im Falle des S I Abs. 2 die Grundstückskläranlage ersichtlich sind,

c) Längsschniite aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im
Maßstab 1 : 100 bezogen auf Normall-Null (NN), aus denen insbesondere die
Gelände- und Kanalsolenhöhen, die maßgeblichen Kellersolenhöhen, Quer-
schnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchsie Grundwasseroberfläche zu
ersehen sind,
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(2)

d) Wenn Gewerbe- oder lndustrieabwässel oder Abwasser, das in seiner Beschaf-
fenheit erhebl ch vom Hausabwasser abweichi, zugefLthrt werden, ferner Angaben
über

- Zahl det Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem crundstück,
wenn deren Abwasser miterfaßt werden soll.

- l\lenge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaier als, der E|zeugnisse,

- dieabwassere'zeLge'rdenBetriebsvorgänge.

- Höchstzufluß und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers,

- dre Zeiten, in denen e ngeleitet wird, eine beabsichtigte Vorbehandlung des
Abwassers (Kühlun9, Relnigung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit
Bemessungsnachweisen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wassefwidschaftlchen
Betriebsplan (Zufluß, Verbrauch, Kreislaul Abfluß) und durch Pläne der zur Vor-
behandlung beabsichtigten Einrichtungen.

Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegenden Planmustern zu entsprechen. Alle
Unterlagen sind von den Bauherren und Planferligern zu unterschre ben.

Die Gemeinde prüft, ob dle beabs chtigten Grundstücksentwässerungsanlagen, den
Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. lst das der Fall, so efteilt die Gemeinde
schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit
Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustjmmung kann unter Bedingungen und Auflagen
erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem Bauherrn unter Angabe der Mängel
eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann er-
neut einzufeichen.

l\,4it der Herstellung oder Anderung der GrundstLlcksentwässerungsanlagen darl erst
nach schriftljcher Zustimmung der Gemeinde begonnen werden. Eine Genehmigungs-
pflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und ,/vasserrechtlichen Be-
stimmungen bleibt durch die Zustimmung unbedhrt.

Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen.

s 11
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde den Eeginn des Herstellens, des An-
derns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens drei Tage
vorher sch.iftlich anzuzejgen und gleichzeitig den Unternehmef zu benennen. Muß we-
gen Gefahr in Vezug mit den ArbeitBn sofort begonnen werden, so ist der Beginn in-
nerhalb 24 Stunden scl-riftljch arzuzeigen.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit
vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. Anderenfalls sind sje auf An-
ordnung der Gemeinde freizulegef

(3) Die Grundstilckseigontümer haben zu allen Ubemrüfungen Arbeitskräfte, Geräte und
Werkstoffe bereitzustellen.

(3)

(4)



(4)

(5)

FestgesteJlte N4ängel sind lnnerhalb ejner angemessenen Frist durch dje Grund-
stückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist der Gemeinde zur
Nachprüfung anzuzeigen,

Die Gerneinde kann verlangen, daß die Grundst|cksentwässerungsanlagen nur mit
ihrer Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die Zusiimmung kann insbesondere
davon abhängig gemacht werden, daß seitens des vom Grundstückseigentümer beauf-
tragten Unternehmers eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit der
Anlagen vorgelegt werden.

Die Zustlmmung nach S 10 Abs, 3 und die Prüfung def Grundstücksentwässerungsanla-
ge durch die Gemeinde befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den aus-
führenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Veranivvortung fur die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

s 12
Überwachung

Die Gemeinde ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jedezeit zu überprü-
ien, Abwasserproben zu entnehmen und lvlessungen durchzuführen. Dasselbe gilt firr
die Grundstücksanschlüsse und Meßschächte, wenn die Gemeinde sie nicht selbst un-
terhält. Zu diesem Zweck sind den Beauftragten der Gemeinde, dje sich auf Verlangen
auszuwelsen haben, ungehindert zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren und die
notwendigen Auski]nfte zu erteilen. Die Grundstückseigentümer werden davon vorher
rnöglichst verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen.

Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhaltenden Grund-
stücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren durch einen fachlich ge-
eigneten Unternehmer auf Bauzustand, insbesondere Dichtjgkeit und Funktionstähigkeit
unlersuchen und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten
Untersuchungen und übeI die l\y'ängelbeseitigung ist der Gemeinde eine Bestätigung
des damit beauftragten Unternehmers vozulegen. Die Gemeinde kann darüber hinaus
jedezeit verlangen, daß die vom GrundstückseigentUmer zu unterhaltenden Anlagen in
einen Zustand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen
der öffentlichen Entwässerungsan'age und Gewässerverunreinigungen ausschließt.

Wird Geweüe- oder lndustrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit
erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann die Gemeinde den Einbau und
den Betrieb von Uberwachungseinrichtungen verlangen- Hlerauf wird in der Regel ver-
zichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach Art,
41 c des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und die danach vorgeschrl-a-
benen Uberwachungseinrichtungen - insbesondere in Voilzug der Abwassereigen-
überwachungsverordnung vom 09. Dezember 1990 (GVBI S. 587) in derjeweils gelten.
den Fassung - eingebaut, betrieben und für eine ofdnungsgemäße gemeindllche
Überwachung zur Verfügung gestellt werden.

Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksan-
schlüssen, l\,4eßschächten Grundstücksenhvässerungsanlagen, Uberwachungseinrich-
tungen und etwaigen Vorbehandlungsanlagen Lrnverzüglich der Gemeinde anzuzeigen.

Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch filr die Benutzer der Grund-
stücke.

(6)
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s13
Stillegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück

Abflußlose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betdeb zu setzen, sobald ein Grundstück
an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen ist; das gleiche gilt für Grundsttlcks-
kläranlagen, sobald die Abwässer einer ausreichenden Sammelkläranlage zugeführt werden.
Sonstige Grundstücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie den Bestimmungen der SS
I bis 11 nicht entsprechen, in dem Umfang außer Beirieb zu setzen, in dem das Grundstück
an d e öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen ist.

s 14
Einleiten in die Kanäle

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niedet-
schlagswasser eingeleitet werden.

(2) Den Zeitpunkt von dem ab in die Kanäle eingeleitei werden kann, bestimmt die ce-
meinde.

s 15
Verbot des Einleitens

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebfacht
werden, die

- die dort beschäftigten Personen gefähfden oder deren Gesundheit be-
einträchtigen,

- die öffentliche Enhvässerungsanlage oder die angeschlossenen Grund-
stücke gefährden oder beschädigen,

- den Betrieb def Entwässerungsanlage efschweren, behindern oder be-
einträchtigen,

die landw'rtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung
.:: der Klärschlamms erschweren oder verhindern oder

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer auswir-
ken.

(2) Dieses Veüot gilt insbesondere für

1 . feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl

2. infektiöse Stoffe, lMedikamente

3. radioaktive Stoffe

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutiichen Verfärbung des Abwassers in der Sam-
melkläranlage oder des Gewässers fllhren, Lösemittel

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdirnstungen, Gase oder Dämpfe
verbreiten können



6. Grund- und Quellwasser

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faser-
stoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle,
Tfeber, Hefe, flüssige Stofle, die erhärten

L Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheider, Jauche, Gülle, Abwasser aus
Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke

L Absetzgut, SchlämrI]e oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut
aus Grundstückskläranlagen und Abortgruben unbeschadet gemeindl che. Rege-
lungen zur Beseitigung der Fäkals6hLämme

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit,
Anre cherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädjgenden oder
erbgutverändefnden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle,
Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, polysyclische Aromaten, Phenole.
Ausg€nornmen sind

a) unvermeidbare SDuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der
l\,4enge, wie sie auch im Abwassef aus Haushaltungen üblicherweise
anzutrefFen sind;

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurück-
gehalten werden können und deren Einleitung die Gemeinde in den Ein-
leitungsbedingungen nach Absatz 3 zugelassen hat;

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach Art. 41 c des Bayerischen
Wassergesetzes elngeleitet werden oder für die eine Genehmigungs-
pflicht nach S 1 Abs. 2 der Verordnung über die Genehmigungspflicht für
das Einleiten wassergefährdender Stoffe in Sammelkanalisationen und
ihfe Uberwachung vom 27. September 1985 (GVBI S. 634) in derjeweils
geltenden Fassung entiällt, soweit die Gemeinde keine Einwendungen
erne0t.

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,

- von dem zu eMarten ist, daß es auch nach der Behandlung in der Sam-
melkläranlage nicht den Mindestanforderungen nach S 7 a des Wasser-
haushaltsgesetzes entsprechen wird,

- das wärmer als +35 'C ist,

- das einen PH-Weri von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist,

- das aufschwimmende Ole und Fette enthält,

- das als Kühlwasser benutzt worden ist,

Die Einleltungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Buchst. b werden gegenlrber den
einzelnen Anschlußpflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinbarung festgelegt.

Uber Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde in Einleitungsbedingungen auch dle Einlei-
tung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen oder von besonderen Vof-
aussetzungen abhängig machen, soweit dies zurn Schutz des Betriebspersonals, der
Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des

(4)
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der Gemelnde erteilten wasserrechtlichen Bescheids erforderllch ist.

Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen nach Abs, 3 und 4 neu festlegen, wenn
die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage nicht nur vorüber-
gehend nach Art und Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die fllr den Be-
trieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide ändern.
Die Gemeinde kann Fristen fesuegen, nnerhaib derer dje zur Erfüllung der geänderten
Anforderungen notwendigen l\,4aßnahmen durchgeführt werden müssen.
Die Gemeinde kann die Einleitung von StofFen im Sinn def Absätze 1 und 2 zulassen,
wenn del Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende ode.
schädigende oder den Betrieb der öffentlichen Ent\rvässerungsanlage erschwerende
Wirkung verlieren. ln diesem Fall hat er der Gemeinde ejne Beschreibung nebst Pläne
in doppelte. Fertigung vozulegen. Die Gemeinde kann die Einleitung der Stoffe zulas-
sen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den Gewässerschutz zuständigen Sach-
verständigen.

Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Verpflichteten, die das
Einleiten von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch entspr€chende Vorkehrungen an
der öfientlichen Entwässerungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehalten.

Wenn Stoffe im Sinn des AbsaLes 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in
die öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die Gemeinde sofort zu verständi-
gen.

s 16
Abscheider

Sofem mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette
mitabgeschwemmt werden können, sind in die Grundstücksentwässerungsanlage Ab-
scheider einzuschalten und insoweit ausschließlich diese zu benutzen.

Die Abscheider mllssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedaff entleed werden.
Die Gemeinde kann den Nachweis der ordnqngsgemäßen Entleerung verlangen. Das
Abscheioegut ist schadlos zu entsorgen-

s 17
Untersuchung des Abwassers

Die Gemeinde kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-
wassers Aufschluß verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet oder wenn Ad oder
l\4enge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist der Gemeinde auf Vedangen
nachzuweisen, daß das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des S 15
fallen.

Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jedezeit, auch periodisch auf Kosten des
Grundstückse gentrllmers unteßuchen lassen. Auf die überwachung wird in der Regel
verzichtet, soweit für die Einleitung in dje Sammelkanalisation eine Genehmigung nach
Ari. 41 c BayWG vofliegt und die dafr]r vorgeschriebenen Untersuchungen, insbesonde-
re nach der Abwassereigenüberwachungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung,
ordnungsgemäß durchgefühd und der Gemeinde vorgelegt werden. Die Gemeinde
kann verlangen, daß die nach S 12 Abs. 3 eingebauten Überwachungseinrichtungen
ordnungsgemäß betrieben und die lveßergebnisse vorgelegt werden.

(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die Bediensteten der für die Gewässeraufsicht



zuständigen Behörden können die
Grundstücke betreten, wenn dies zur
sehenen Maßnahmen erforderlich ist.

anzuschLießenden odef die angeschlossenen
D-'cffLF'J 'g de' i1 de4 Absätzer ' rd 2 iorge-

t2)

(3)

(1)

s 18
Haftung

Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solche Betriebsstö-
rungen beruhen, die sich auch be ordnungsgemäßer Planung, Auslührung und Unter-
haltung der Enh{ässefungseinrichtung nichi vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere
auch für Schäden, die dufch Rückstau hervorgerufen werd,on.

Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der öffentlichen Entwäs-
serungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Peßon, deren sich die Gemeinde zur
Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fäJlt.

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für eine ordnungsgemäße Benut-
zung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließlich des Grundstücksanschlusses
zu sorgen.

Wer den Vorsch.iften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt,
haftei def Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden Sehäden und Nachteile.
Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand def
Grundstücksenh/r'ässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht
werden, soweit dieser nach S 8 vom GrunCstückseigentümef herzLrstellen, zu erneuean,
zu ändern und zu unterhalten isl. l\/ehrere Verpflichteie haften als Gesamtschuldner.

(4)

s 19
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückselgentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließ-
lich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im Entsofgungsgebiet liegendes
Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und
soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese
Pflicht bekifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Enhfr'ässerungsanlage ange-
schlossen oder anzuschl;eßen sind, die vom Eigentl.imer im wirtschaftlichen Zusam-

menhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluß vorgesehenen Grundstück
genutzt werden oder für die die l\4öglichkeit der öruichen Abwasserbeseitigung sonst
wjrtschaftlich vofeilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die lnanspruchnahme der
Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist fechtzeitig über Art und Umfang def beabsichtigten In-

anspruchnahme seines GrundstÜcks zu benachfichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung def Einrichiungen verlangen, wenn sle

an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind Die Kosten der Verlegung hat

dle Gemeinddzu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des

Grundstücks dient.

Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Veftehrsflächen so-

wie für Grundstucke,tie durch Pianfeststellung fÜr den Bau von öffentlichen Verkehrs-

weoen und Verkehrsflächen bestimmt sind.

(4)

l0



s20
Ordnungswidrlgkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 det Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer
vofsätzlich

d€n Vorschriften über den Anschluß- und Benutsezwang (S 5) zuwiderhan-

eine der In S 10 Abs. 1, S 11 Abs. 1, S 12 Abs. 4 und 5 und S 17 Abs, l festge-
legien MElde-, Auskunfts- oder Vorlagefristen verletzt,

entgegen $ J0 Abs. 3 vor Zustimmung der Gem€inde mit der Hersiellung oder
Anderung der Grundst0cksentwäss6rungsanlage beginnt,

entgegen den Vorschrlften der SS 14 und '15 Abwässer in die öffentliche Ent-
wässerungsanlage einlEltet

2.

3.

1.

4.

(1)

{2)

(1)

(2)

s21
Anordnung fflr den Einzelfall; Zwangsmittel

Die Gemeinde kann zur Erfilllung der nach dleser Satzung bestehenden Verpflichtun-
gen Anordnungen flir den Einzelfall erlassen.

Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschrieb€nen Handlunoen, €lnes Dul-
dens oder Unterlassens gelten die Vorschrlften des Bayerischen Verwaltungszustel
lungs- und Vollstreckungsgeseees.

s22
lnkrafürston

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihler Bekanntmachung in Kraft,

Gleichzeitig trift die Satzung der Gemeinde lrlbadt vom 29.10.1984 außer Kraft.

Straßkirchen, den 24 .O4 .2003
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Karl, 1. Bürgemeister


